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15 Inhalt: Königreich Preußen: Statut des Preußiſchen Beamtenvereins. Vom 7. September und 29. Oktober 1875. (Schluß.) — Fürſtenthum Reuß 
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liche Landesſchulbehörden, betreffend einzelne Beſtimmungen über das Probejahr der Kandidaten des Lehramtes an Mittelſchulen. — Anzeigen. 


Königreich Preußen. | Hinzurechnung derjenigen Beträge, welche etwa zu ihrem 
Statut des Preußiſchen Beamten - Vereins. Vom 7. September Ausbaue verwendet worden ſind, unter jährlicher Ab⸗ 
und 29. Oktober 1875. ſetzung von 1%; 
(Schluß aus Nr. 1, Spalte 15.) | 2) die hypothekariſchen und Lombardforderungen; 
Abſchnitt VIII. 3) die rückſtändigen Prämien, Prämien⸗Nachſchüſſe und 
Garantiefonds. Beiträge; 

§. 31. Der Garantiefonds beträgt 200,000 Mark. 4) die Effekten (§. 29 Nr. 2, 3, 4 und 5) nach dem Kours⸗ 

Derſelbe wird durch Zeichnungen in Antheilen von 100, werthe vom 31. Dezember an der Berliner Börſe; 


200, 400 und 1000 M. nach dem Formulare I. beſchafft. Es 
ſind vor Eröffnung des Geſchäftsbetriebes mindeſtens 50,000 
Reichsmark (von jedem Zeichner ½¼ des gezeichneten Betrages) 
baar einzuzahlen, der Reſt aber, alſo 150,000 Reichsmark, in 


5) die Zinſen der Hypotheken, Effekten und Lombardaktiva 
bis zum 31. Dezember berechnet, ſo weit ſie nicht ein⸗ 
gegangen ſind; a 

6) der baare Kaſſenbeſtand; 


eigenen Wechſeln, welche nach dem dieſem Statute angehängten 7) die Utenſilien und Geräthſchaften nach den Anſchaffungs⸗ 
Formulare II. ausgeſtellt ſind, bei der Direktion zu hinterlegen. koſten, von welchen aber jährlich mindeſtens 5%. abge: 
Statt Hinterlegung der Wechſel kann der Betrag auch baar | ſetzt werden müſſen. 
eingezahlt werden. Die Paſſiva beſtehen 
Für die erfolgten baaren Einzahlungen werden Antheil⸗ 1) in dem Garantiefonds, ſo weit er nicht amortiſirt iſt; 
ſcheine nach dem Formulare III. ausgeſtellt, welchen Zinskoupons 2) in den etwaigen Schulden; 
und Dividendenſcheine für zehn Jahre, ſowie Talons nach den 3) in der rechnungsmäßig für die Verſicherungen einzuſtel⸗ 
Formularen IV., V. und VI. beigefügt ſind. lenden Reſerve; 
Die baar eingezahlten Beträge (Garantie-Kapital) bilden 4) in dem Guthaben der Kapitalverſicherungen; 
ein, Seitens der Inhaber der Antheilſcheine unkündbares Dar⸗ 5) in dem Sicherheitsfonds; 
lehn, welches mit jährlich 4% verzinft wird, und außerdem 6) in den etwa über den 31. Dezember hinaus bezahlten 
nach Maßgabe des §. 33 mit einer Superdividende von höch⸗ Prämien (Prämienüberträge) und Beiträgen; 
dens 29% des eingezahlten Kapitales am Jahresüberſchuſſe Theil 7) in den noch nicht ausgezahlten, aber bereits zur Zahlung 


nehmen kann. 
§. 32. Der Garantiefonds wird um denjenigen Betrag re⸗ 


angemeldeten Verſicherungsſummen in Höhe der ver⸗ 
ſicherten Beträge. 


duzirt und amortiſirt, um welchen der Sicherheitsfonds nach dem Der Ueberſchuß der Aktiva über die Paſſiva (Jahresüber⸗ 
Jahresabſchluſſe angewachſen iſt. ſchuß) wird zunächſt verwandt: 
Die Reduktion erfolgt in der Weiſe, daß zunächſt die baar a. zur Zahlung von 4% Zinſen an die Inhaber der An⸗ 
eingezahlten Beträge ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt der Ein⸗ theilſcheine; 
zahlung zurückgewährt, darauf aber die hinterlegten Wechſel b. zur Kompletirung des Sicherheitsfonds um denjenigen 
herausgegeben werden. Betrag, mit welchem aus demſelben frühere Verluſte ge⸗ 
Die Tilgung erfolgt durch Auslooſung. deckt ſind, und des baaren Garantiekapitales, falls daſſelbe 
Abſchnitt IX. in Anſpruch genommen ſein ſollte, bis zur Höhe des an die 
Rechnungslegung und Jahresbilanz. Inhaber der Antheiſcheine nicht zurückgezahlten Theiles. 
8.33. Das Rechnungsjahr des Vereins iſt das Kalenderjahr. Von dem Reſte kommen 


Auf Grund der Bücher und der Rechnung ift die Jahresbilanz 30% an den Sicherheitsfonds, jo lange dieſer nicht 3%, der 

aufzuſtellen. Sie muß ſämmtliche Aktiva und Paſſiva enthalten. > Todesfall verfiherten Summen, mindeſtens aber 
Unter die Aktiva find aufzunehmen: “ 209,000 M. beträgt. Ueber die Verwendung des Ueber: 
1) die Grundſtücke und zwar nach ihrem Kaufpreiſe unter 2 Db entſcheidet die Generalverſammlung; 
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40% Dividende an die auf Todesfall Verſicherten nach Ver⸗ 
hältniß ihrer rechnungsmäßigen Reſerve; 

30% Superdividende an die Inhaber der Antheilſcheine; die⸗ 
ſelbe darf jedoch nicht mehr als 2% des dargeliehenen 
Kapitales betragen. Ueber die Verwendung des Ueber⸗ 
ſchuſſes beſchließt die Generalverſammlung. 

§. 34. Die Rechnung und die Bilanz müſſen von der Di⸗ 
rektion in jedem Jahre ſpäteſtens mit Ablauf des Monats März 
dem Verwaltungsrathe vorgelegt werden. 

Abſchnitt X. 
Uebergangsbeſtimmungen. 

§. 35. Die erſte Generalverſammlung findet erſt ſtatt, wenn 
der Verein außer dem Jahre, in welchem er ſeine Wirkſamkeit 
begonnen, ein volles Kalenderjahr beſtanden hat. 

Für denſelben Zeitraum wird auch die erſte Rechnung ge⸗ 
legt und die erſte Bilanz aufgeſtellt. 

§. 36. Das Gründungs-Komitee beſteht aus folgenden 
Perſonen: 

Landdroſt v. Boetticher, Vorſitzender, 
Regierungsrath Boſſe, Stellvertreter des Vorſitzenden, 
Rechnungs⸗Rath Broockmann, 

Schatzreviſor Bode, 

Stadtſekretär Drape, 

Profeſſor Dr. Grelle, 

Rechnungs⸗Rath Grieſer, 
Regierungs⸗Sekretariats⸗Aſſiſtent Hoffmann, 
Obergerichts⸗Rath Hoppenſtedt, 
Regierungs⸗Rath Kühnemann, 
Kreishauptmann v. Linſingen, 

Schatzrath Müller, 

Senator Oſtermeyer, 

Kanzlei⸗Rath Riechers. 

Nach landesherrlicher Genehmigung dieſer Statuten und 
nach Erfüllung der im §. 38 für die Eröffnung der Geſchäfts⸗ 
thätigkeit vorgeſchriebenen Bedingungen wählt das Gründungs- 
Komitee, deſſen Mitglieder zu dieſem Zwecke durch den Vorſitzen⸗ 
den gegen Behändigungsſchein ſchriftlich vorzuladen ſind, die 
Mitglieder des Verwaltungsrathes und zwar auf die Dauer von 
drei Jahren. Nach Ablauf dieſer Zeit treten die Beſtimmungen 
des $. 16 in Kraft. 

Die Wahl dieſer Mitglieder des erſten Verwaltungsrathes 
erfolgt durch Stimmzettel zu Protokoll in beſonderen Wahl⸗ 
gängen nach abſoluter Stimmenmehrheit der anweſenden Komi⸗ 
teemitglieder, deren Zahl jedoch nicht unter neun betragen darf. 
Ergiebt die erſte Abſtimmung keine abſolute Stimmenmehrheit, 
ſo werden diejenigen Beiden, welche die meiſten Stimmen er⸗ 
halten haben, zur engeren Wahl geftellt. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Nach der Konſtituirung des Verwaltungsrathes löſt ſich das 
Gründungs⸗Komitee auf. 

$. 37. Die Mitglieder der erſten Reviſions⸗Kommiſſion 
und deren Stellvertreter wählt der Verwaltungsrath aus der 
Zahl der Verſicherten zu Protokoll unter Beobachtung der im 
8. 16 für die vom Verwaltungsrathe zu vollziehenden Wahlen 
getroffenen Vorſchriften. 

8.38. Die Eröffnung der Geſchäftsthätigkeit des Vereins 
findet nach Ertheilung der landesherrlichen Genehmigung ſtatt, 
ſobald der Garantiefonds ($. 31) vorhanden iſt und Verſiche⸗ 
rungsanträge bei der Lebensverſicherung in Höhe von 1,200,000 
Mark nachgewieſen ſein werden. 


Sollte dieſer Nachweis nicht binnen Jahresfriſt nach Er⸗ 
theilung der landesherrlichen Genehmigung erfolgt ſein, jo er⸗ 
liſcht die Genehmigung. 

Hannover, den 7. September 1875. 


Formular I. t 5 
Preußiſcher Beamten-Verein. 


Verpflichtungsſchein. 
Zum Garantiefonds des Preußiſchen Beamten-Vereins in 
Hannover zeichne ich hiermit 
Antheile à 100 M. 
Antheile à 200 M. 
Antheile & 400 M. 
een Antheile & 1000 M. 


zuſammen . Antheile mit 
und verpflichte mich, / der gezeichneten Summe, mindeſtens 
aber 100 M., ſofort baar an die Kaſſe des Preußiſchen Beam⸗ 
ten⸗Vereins einzuzahlen, über den Reſt aber eigene Wechſel nach 
dem dem Vereinsſtatute angehängten Formulare II. bei dem 
Vereine zu hinterlegen, auch, ſobald der wechſelmäßige Anſpruch 
aus dieſen und aus den in der Folge von mir auszuſtellenden 
Wechſeln nach den Vorſchriften der Wechſelordnung erloſchen 
ſein wird, neue Wechſel auf Höhe derjenigen von mir gezeich⸗ 
neten Beträge auszuſtellen, welche noch nicht nach der Vorſchrift 
des §. 32 des Statutes getilgt find. 
den .. ten 19% 


. 
A 


AR He Er 


„ern. Aliyele mid 


er. . VE... le 


N. N. 


Formular II. 


Wechſel. 

Einen Monat nach Sicht zahle ich gegen dieſen Wechſel 
an die Ordre des Preußiſchen Beamten-Vereins zu Hannover 
die Summe von 
und leiſte zur Verfallzeit prompte Zahlung nach Wechſelrecht. 

Zahlbar in Hannover. 


den tene nn 18 
N. N. 
Formular III. { 
Preußiſcher Beamten-Verein. 
Antheilſchein Nr. 
penner Mark. 

F N 
hat durch baare Einzahlung von . Mark dieſen 


Antheilſchein erworben und auf Grund deſſelben einen verhält⸗ 
nißmäßigen Antheil an dem Garantiefonds des Preußiſchen 
Beamten⸗Vereins und die daraus ſtatutenmäßig zuſtehenden 
Rechte erlangt. 

Uebertragungen dieſes Antheilſcheines an Andere ſind dem 
Vereine gegenüber nur dann giltig, wenn ſie mit Genehmigung 


des Verwaltungsrathes geſchehen und die Eintragung des neuen 


Beſitzers in das Antheilſcheinregiſter von der Direktion auf dem 
Scheine bezeugt iſt. 
Hannover, den 
Preußiſcher Beamten-Verein. 
Der Verwaltungsrath. 
(Facſimile der Unterſchrift aller a des Verwaltungsrathes.) 


Die Eintragung in das Antheilſcheinregiſter sub Fol. 
beſcheinigt 


Die Direktion. 
(Faeſimile der Unterſchrift der drei Direktoren.) 
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Formular IV. 
Preußiſcher Beamten⸗Verein. 
3 Zinskoupon 
ee Mark Reichswährung 


8 zum 
Antheilſchein des Preußiſchen Beamten⸗Vereins. 
Nr. == 


18. 


R 18 .. . aus der Kaſſe des Preußiſchen Beam⸗ 


ten = Vereins. 
Heer, e a 
Die Direktion des Preußiſchen Beamten⸗Vereins. 
(Faeſimile der Unterſchrift der drei Direktoren.) 
a Dieſer Koupon wird ungiltig und werthlos, wenn er nicht 
binnen 4 Jahren von dem auf den Fälligkeitstag folgenden 31. 
Dezember ab zur Zahlung präſentirt wird. 


Formular V. 


Preußiſcher Beamten-Verein. 
Dividendenſchein. 

Inhaber dieſes Scheines erhält gegen Rückgabe deſſelben 
aus der Kaſſe des Preußiſchen Beamten⸗Vereins diejenige Di⸗ 
vidende ausgezahlt, welche von dem Jahresüberſchuſſe auf den 
Antheilſchein Nr. ZE für die Zeit vom 111. bis 
ultimo Dezember 18 .. ftatutenmäßig entfällt. 

F 

Die Direktion des Preußiſchen Beamten ⸗Vereius. 
(Faeſimile der Unterſchrift der drei Direktoren.) 


Formular VI. 
Preußiſcher Beamten⸗Verein. 


Talon 
8 zum 
Antheilſcheine des Preußiſchen Beamten-Vereins. 
N 
R M. 


Der Inhaber dieſes 1 0 5 
ſelben die ſes Talons empfängt gegen Rückgabe dei 


en an den Beſitzer des Talons reichtzeitig bei der 
BY erzeichneten Direktion Widerspruch erhoben, ſo erfolgt die 
usreichung derſelben an den Beſitzer des Antheilſcheines. 


ee are ey lee 


Reglement für die Lebens. und Kapital⸗Verſicherungs⸗Abtheilun 

des Preußiſchen ee ; age 

Abſchnitt J. 
x Die Lebensverſicherung. 

i rt. 1. Mit dem nach einem beſtimmten Formulare bei 
er Direktion einzureichenden Verſicherungsantrage ift eine glaub⸗ 
. Beſcheinigung der Altersangabe beizubringen. Auch ift 
u, von einem im Staats: oder Kommunaldienſte ſtehenden 


eder von der Direktion zugelaſſenen Arzte nach vorgeſchriebenem 


chema ausgeſtelltes Atteſt der Direktion einzuſenden. 


ie Koſten für die arztli i 
ſteller zu tragen. ztliche Unterſuchung hat der Antrag 


Bei einer Verſi 


cherung von 200 ügt an 
Stelle des ärztlichen Atte und 300 Mark genüg 


n Atteſtes ein Zeugniß von zwei Mitgliedern 


des Vereins, oder von zwei öffentlichen Beamten nach einem 
vorgeſchriebenen Formulare. 

Die Beſchlußfaſſung über die Annahme des Verſicherungs⸗ 
antrages ſteht der Direktion, unter Vorbehalt der Beſchwerde 
an den Verwaltungsrath, zu. 

Für die Ablehnung des Antrages werden Gründe nicht 
angegeben. 

Art. 2. Verſicherungen werden in der Regel nicht gewährt, 
wenn der zu Verſichernde das 60. Lebensjahr bereits überſchrit⸗ 
ten hat. 

Das Minimum der Verſicherungsſumme beträgt 200 Mark, 
das Maximum 15,000 Mark. 

Die Verſicherungsſumme muß durch 100 theilbar ſein. 

Der Abſchluß der Verſicherung erfolgt in der Regel zum 
1. Januar, 1. April, 1. Juli oder 1. Oktober. 

Die im Laufe des Vierteljahres abgeſchloſſenen Verſicherun⸗ 
gen werden, wenn nicht zwiſchen der Direktion und dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer etwas Anderes vereinbart wird, auf den An⸗ 
fang dieſes Vierteljahres zurückdatirt. 

Erhöhungen der Verſicherungsſumme werden wie neue Ver⸗ 
ſicherungen behandelt. 

Ermäßigungen ſind ebenfalls nur an den genannten Quar⸗ 
taltagen zuläſſig und müſſen vier Wochen vorher beantragt werden. 

Art. 3. Nach Annahme der Verſicherung wird von der 
Direktion eine Police ausgefertigt, welche, ſobald die erite Prä⸗ 
mienrate entrichtet iſt, als Vertrag zwiſchen dem Verſicherten 
und dem Vereine gilt. 

Policegebühren werden nicht erhoben. Baare Auslagen fal⸗ 
len dem Verſicherten zur Laſt. 

Art. 4. Die Zahlung der Prämienſätze erfolgt nach dem 
angehängten Tarife I. auf Koſten des Verſicherten gegen Quit⸗ 
tung pränumerando an die Vereinskaſſe in Hannover. 

Wird die Zahlung durch die Poſt vermittelt, ſo dient der 
Poſtſchein als Quittung. 

Prämiennachſchüſſe ſind 14 Tage nach Bekanntmachung des 
über ihre Aufbringung gefaßten Beſchluſſes der Generalverſamm⸗ 
lung durch die Publikationsorgane des Vereins ($. 28 des Sta⸗ 
tuts) fällig und in gleicher Weiſe wie die ordentlichen Prämien 
einzuzahlen. 

Beim Ableben des Verſicherten hört die Zahlung der Prä⸗ 
mie bei Jahreszahlungen mit dem Ablaufe des Verſicherungs⸗ 
jahres, bei Quartalszahlungen mit dem Ablaufe des Vierteljah⸗ 
res, in welchem der Tod erfolgt iſt, auf. 

Das angefangene Lebensjahr des zu Verſichernden wird als 
vollendet angeſehen, wenn an dem Rezeptionstermine (Art. 2 
bereits ſechs volle Monate deſſelben verfloſſen ſind. N 

Verſicherte unter 21 Jahren zahlen wie 21jährige. 

Die Aufnahme eines Intereſſenten, deſſen Geſundheitszu⸗ 
ſtand nach dem ärztlichen Atteſte nicht ein vollſtändig normaler, 
oder deſſen Beruf mit außergewöhnlichen Gefahren für Geſund⸗ 
heit und Leben verbunden iſt, kann nach gutachtlicher Aeuße⸗ 
rung des Vereinsarztes zu der Prämie eines erhöhten Lebens⸗ 
alters erfolgen. 

Für die Zahlung der fällig gewordenen Prämien und Nach⸗ 
ſchüſſe wird eine Friſt von 30 Tagen gegeben. 

Stirbt der Verſicherte innerhalb dieſer Friſt von 30 Tagen, 
ſo wird gleichwohl die verſicherte Summe, jedoch nach Abzug 
der rückſtändigen Prämie, gezahlt. 

Art. 5. Iſt die Friſt von 30 Tagen nach Fälligkeit der 
Prämie oder des Nachſchuſſes verſtrichen, ſo wird der ſchuldige 
Betrag auf Koſten des Säumigen durch Poſtvorſchuß eingezogen. 
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Erfolgt auch hierauf keine Zahlung, ſo iſt die Polize zwar 
erloſchen, doch tritt dieſelbe wieder in Kraft, wenn 


1) der Verſicherte innerhalb 6 Monaten vom Fälligkeits⸗ 


termine an dies beantragt; 

2) durch das Gutachten eines von der Direktion beſtimm⸗ 
ten Arztes dargethan wird, daß die Geſundheitsverhält⸗ 
niſſe des Intereſſenten keine nachtheilige Veränderung 
erlitten haben; 

3) der Verſicherte die Nachzahlung der inzwiſchen fällig ge: 
wordenen Beträge nebſt 5% Zinſen und /½% der Ber: 
ſicherungsſumme als Konventionalſtrafe leiſtet. 

Die fernere Giltigkeit der betreffenden Polize wird durch 
die Einlöſung der Quittung über die ſchuldigen Beträge und 
Konventionalſtrafe nachgewieſen. 

Art. 6. Diejenigen Verſicherten, deren Verſicherung min⸗ 
deſtens 5 Jahre in Giltigkeit geweſen iſt, können am Jahres⸗ 
ichluffe von der Verſicherung ganz oder theilweiſe zurücktreten 
und erhalten in dieſem Falle ihre rechnungsmäßige Reſerve mit 
einem nach dem Ermeſſen der Direktion zu beſtimmenden Ab⸗ 
zuge von 5 bis 20 % ausbezahlt. 

Art. 7. Die Direktion iſt berechtigt, 
rungsvertrage zurückzutreten: 

1) wenn der Verſicherte zu einem Berufe übergeht, welcher 
ſein Leben oder ſeine Geſundheit außerordentlichen Ge⸗ 
fahren ausſetzt; 

2) wenn der Verſicherte, ohne durch ſeinen Beruf dazu ge⸗ 
nöthigt zu ſein, gefahrdrohende Reiſen, namentlich Rei⸗ 
ſen in Gegenden, in welchen notoriſch Krieg oder in⸗ 
nere Unruhen oder Epidemien herrſchen, ſo wie Reiſen 
außerhalb Europas unternimmt. 

Jeder Verſicherte iſt verpflichtet, derartige Aenderungen und 
Reiſen der Direktion mitzutheilen. Hat er dies verſäumt und 
ſtirbt er in Folge einer durch den neuen Beruf bezw. auf der 
Reiſe herbeigeführten Gefahr, ſo ſind die Anſprüche aus der 
Polize erloſchen: 

3) wenn ſich der Verſicherte erweislich einem ausſchweifen⸗ 
den Lebenswandel, z. B. der Trunkſucht, ergiebt, oder 
zur Zuchthausſtrafe oder zum Verluſt der enen 
Ehrenrechte rechtskräftig verurtheilt wird. 

Tritt die Direktion von dem Vertrage zurück, ſo hat die⸗ 
ſelbe binnen 4 Wochen nach erhaltener Anzeige bezw. nach Feſt⸗ 
ſtellung der zum Rücktritte berechtigenden Thatſachen, dem Verſi⸗ 
cherten durch eingeſchriebenen Brief an ſeine bisherige Adreſſe 
ſolches mitzutheilen. 

Der Vertrag gilt von der Abſendung des eingeſchriebenen 
Briefes ab für aufgehoben. Der Anſpruch aus demſelben be: 


von dem Verſiche⸗ 


ſchränkt ſich auf die Rückgewähr der rechnungsmäßigen Reſerve 
nach Maßgabe des letzten Jahresabſchluſſes unter Abzug von 5%. 


Art. 8. In den Fällen des Art. 7 sub 1 und 2 kann 
auf den Antrag des Verſicherten die Verſicherung zeitweilig ſus⸗ 
pendirt werden. 

Der Antrag iſt ſchriftlich unter Beifügung der Polize zu 
ftellen. 


Ueber die Genehmigung des Antrages wird eine Beſcheini⸗ f 


gung ertheilt. 
Iſt die Veranlaſſung der Suspenſion fortgefallen, fo tritt 
die Verſicherung wieder in Kraft, und es erfolgt die Rügabe 


der Polize gegen Zurückreichung der Beſcheinigung, nachdem ein 


von der Direktion bezeichneter Arzt durch ein Gutachten ausge⸗ 


ſprochen, daß der Geſundheitszuſtand des Verſicherten keine nach- 


theilige Veränderung erlitten, und nachdem der Verſicherte den: | 


jenigen Betrag, um welchen die auf ſeine Verſicherung fallende 
Reſerve in der Ruhezeit gewachſen ſein würde, und gleichzeitig 
die nächſte Prämienrate entrichtet hat. 

Stirbt der Verſicherte während der Suspenſion, lehnt er 
oder die Direktion die Erneuerung der Verſicherung ab, ſo wird 
ihm, bezw. dem legitimirten Beſitzer der Beſcheinigung gegen 
Rückgabe derſelben die bei dem Eintritte der Suspenſion vor⸗ 
handene Reſerve nach Abzug von 5% ausgezahlt. 

Art. 9. Durch die Einziehung des Verſicherten zum Militär⸗ 
dienſte wird der Verſicherungsvertrag nicht aufgehoben. Stirbt 
der Verſicherte während ſeiner Einziehung zu einem mobilen 
Truppentheile oder zu einer Feldadminiſtrationsbranche oder in⸗ 
nerhalb ſechs Monaten nach ſeiner Entlaſſung aus dieſem Ver⸗ 
hältniſſe, ſo beſchränkt ſich der Anſpruch auf die Rückgewähr 
der bis dahin gezahlten Prämien nach Abzug der empfangenen 
Dividende. 

Die Direktion iſt in ſolchen Fällen berechtigt, mit Geneh⸗ 
migung des Verwaltungsrathes die volle Verſicherungsſumme 
auszuzahlen. 

Art. 10. Jeder Anſpruch gegen den Verein aus dem Ver⸗ 
ſicherungsvertrage geht verloren: 

1) wenn der Verſicherte eine der ihm bei Eingehung des 
Vertrages vorgelegten Fragen wider beſſeres Wiſſen 
falſch beantwortet hat; 

2) wenn er ſein Leben in Folge einer richterlichen Verur⸗ 
theilung verloren hat; 

3) wenn er ſich ſelbſt das Leben genommen oder daſſelbe 
abſichtlich verkürzt hat; 

4) wenn er bei der Theilnahme an Handlungen, welche 
als Verbrechen oder Vergehen mit Strafe belegt find, 
ſein Leben verloren hat, oder wenn das letztere in Folge 
derartiger Unternehmungen verkürzt iſt. 

Für Denjenigen, welcher das Leben des Verſicherten ab⸗ 
ſichtlich verkürzt, geht ſein Anſpruch auf Auszahlung der Verſi⸗ 
cherungsſumme zu Gunſten des Vereins verloren. 

Der Verwaltungsrath iſt in den Fällen zu 2 und 3 befugt, 
den Rechtsnachfolgern des Verſicherten die Reſerve auszahlen 
zu laſſen. Auch kann derſelbe in dem Falle zu 3 die volle Ver⸗ 
ſicherungsſumme bewilligen, wenn der verſtorbene Verſicherte 
als zur Zeit der That unfrei in Bezug auf ſeine Willensbeſtim⸗ 
mung anzuſehen iſt. 

Art. 11. Die Zahlung verſicherter Summen nach Abzug 
der etwa rückſtändigen Prämien erfolgt ohne Verzug an den 
zur Empfangnahme derſelben Legitimirten bei der Kaſſe des 
Vereins zu Hannover gegen Quittung und Rückgabe der Po⸗ 
lize, nachdem der Tod des Verſicherten durch einen amtlichen 
Todtenſchein und die Todesurſache durch ein ärztliches Atteſt 
nachgewieſen ſind. 

Kann die Polize nicht herbeigeſchafft werden, ſo wird die 
Zahlung nicht eher geleiſtet, als bis ſolche auf Antrag und fo: 
ſten Desjenigen, welcher daran Anſprüche erhebt, gerichtlich 
mortifizirt und das Mortifikations⸗Erkenntniß an die Direktion 
eingeliefert iſt. 

Abſchnitt II. 
Die Kapitalverſicherung. 

Art. 12. Die Kapitalverſicherung wird abgeſchloſſen durch 
eine ſchriftliche, nach vorgeſchriebenem Formulare abzugebende 
Erklärung einer-, und durch die nach Einzahlung des erſten Bei⸗ 
trages erfolgende Aushändigung der Polize andererſeits. 

Polizegebühren werden nicht erhoben. Baare Auslagen 
fallen dem Verſicherungsnehmer zur Laſt. 
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Art. 13. Die Kapitalanſammlung geſchieht aus Zahlungen 
der Betheiligten unter Hinzurechnung von 4% jährlicher Zinſen 
und Zinſeszinſen, welche am Schluſſe des Kalenderjahres gut⸗ 
geſchrieben werden. 

Art. 14. Das Minimum der Verſicherungsſumme beträgt 
100 Mark. 

Die Verſicherungsſumme muß durch 100 theilbar ſein. 


Die Zahl der Jahre des Verſicherungszeitraumes darf nicht 


unter 5 und nicht über 30 betragen. 
Der Verſicherungszeitraum beginnt mit dem auf den Ab⸗ 


ſchluß der Verſicherung zunächſt folgenden erſten Tage des Ka⸗ 


lenderquartales. 

Art. 15. Die Zahlung der Beiträge erfolgt nach dem 
angehängten Tarife II. und muß pränumerando bei der Ver⸗ 
einskaſſe in Hannover gegen Quittung koſtenfrei geſchehen. 

Wird die Zahlung durch die Poſt vermittelt, ſo dient der 
Poſtſchein als Quittung. 

Bei Zahlungen, welche erſt nach dem 10. Tage des Vier⸗ 
teljahres eingehen, iſt ein Aufgeld von 1 Pf. für jede Mark 
und weniger des zu zahlenden Beitrages zu entrichten. 

Beiträge, welche innerhalb 30 Tagen nach der Fälligkeit 
nicht eingegangen ſind, werden mit dem Aufgelde auf Koſten 
des Säumigen durch Poſtvorſchuß eingefordert. 

Erfolgt auch hierauf keine Zahlung, ſo iſt die Direktion 
zur Auflöſung des Verſicherungsvertrages berechtigt. 

Art. 16. Der Verſicherungsnehmer bezeichnet die Perſon, 
an welche nach Ablauf der Verſicherungsperiode die Zahlung 
zu leiſten iſt. 

Die Bezeichnung des Empfangsberechtigten darf im Laufe 
der Verſicherungsperiode von dem Verſicherungsnehmer wider— 
rufen oder geändert werden. 

Art. 17. Den Erben des Verſicherungsnehmers ſteht es 
frei, die Verſicherung aufzuheben oder fortzuſetzen. 

Art. 18. Die Aufhebung der Verſicherung von Seiten 
des Verſicherungsnehmers iſt ſchon vor Ablauf des Verſiche⸗ 
rungszeitraumes geſtattet. 

Dieſelbe kann jedoch nur mit Ablauf eines Quartales ge⸗ 
ſchehen. 

Die Aufhebung muß ſpäteſtens ſechs Monate vor dieſem 
Zeitpunkte bei der Direktion angemeldet werden. 

Art. 19. Im Falle der Aufhebung des Verſicherungsver⸗ 
trages (Art. 15, 17 und 18) hat der Empfangsberechtigte An⸗ 
ſpruch auf Zahlung des bei dem Vereine bis zum Zeitpunkte 
der Aufhebung angeſammelten Guthabens nach einem von der 
Direktion zu beſtimmden Abzuge, der jedoch 15% des Gutha⸗ 
bens nicht überſteigen darf. 

Art. 20. Die 


der Kaſſe des Vereins in Hannover. 


Kann die Polize nicht herbeigeſchafft werden, fo findet zu: | 


vor das im Art. 11, Abſ. 2 vorgeſchriebene Verfahren ſtatt. 


Auf beſonderes Nachſuchen kann die Zahlung nach dem 


a Zahlung des verſicherten Kapitales bezw. f 
Kapitalguthabens erfolgt nur gegen Rückgabe der Polize bei 


nungs- Rath. Bode, Schatzreviſor. Drape, Stadtſekretär. 

Dr. Grelle, Profeſſor. Grieſer, Rechnungs-Rath. Hoff- 

mann, Regierungs-Sekretariats-Aſſiſtent. Hoppenſtedt, 

Ober⸗Gerichtsrath. Kühnemann, Regierungs-Rath. von 

Linſingen, Kreishauptmann. Müller, Schatzrath. Oſter⸗ 
meyer, Senator. Riechers, Kanzlei-Rath. 


Lebensverſicherung. 
Tarif I. für 100 Mark. 
Prämie Prämie 
Alter.] in Jahres- in Quartals⸗ in Jahres- in Quartals- 
Ae zahlungen. zahlungen. zahlungen. 
8 M. 2% M. M. 4 
21 1 fe e eee 3 04 — 80 
22 1 61 — 42 42 3 14 — 83 
23 1 660 — 43 43 3 25 — 86 
24 1 72 — 45 44 3 37 — 89 
25 1 78 — 46 45 3 5¹ — 92 
26 1 84 — 47 46 3 65 — 95 
27 1 90 — 49 47 3 79 — 99 
28 1 96 — 51 48 3 92 1 03 
29 2 02 — 53 49 4 09 1 07 
30 2 09 — 55 50 4 23 1 11 
31 2 15 — 57 öl 4 42 1 16 
| 32 2 23 — 59 52 4 59 1 21 
33 2 32 _ 61 53 4 81 1 27 
34 2 41 — 63 54 5 04 1 33 
35 2 49 — 6⁵ 55 5 29 55 40 
36 2 58 — 67 56 5 56 1 47 
37 2 67 — 70 57 5 8 1 54 
38 2 75 — 72 58 6 15 5 61 
39 2 8⁵ — 75 59 6 48 1 70 
40 2 94 — 78 60 6 83 1 80 
Kapitalverſicherung. 
Tarif II. für 100 Mark. 
Das Kapital eitra 
ſoll gezahlt ® 9 
werden 


in 
Quartalszahlungen. 
M. | 


nad) Jahren 4 

5 17 7 4 58 

6 14 50 3 68 

A 12 19 3 10 

8 10 45 2 65 

9 9 10 2 3¹ 

10 8 0² 2 04 

11 7 14 1 8 

1 6 41 1 63 

14 5 20 1 34 

15 4 8¹ 1 22 

16 4 41 1 12 

17 4 07 1 0³ 

18 3 76 — 9⁵ 

19 3 48 — 88 

20 3 24 — 8³ 

21 3 0¹ — 76 

22 5 81 — 71 

| 23 5 63 — 67 

| 25 = 3¹ = 

% 8 17 = 5 
27 > 05 — 5 

| 25 5 9 — 40 

29 1 82 — 46 

3⁰ 1 7 44 


Ermeſſen der Direktion auch ſchon vor dem Fälligfeitstermine | 


geſchehen. 
h r ſolchen Fällen werden Zwiſchenzinſen zu 6% von dem 
“ge des Zahlungsmonates in Abzug gebracht. 
Hannover, im November 1875. 
Das Komitee 
„ in) eines Preußiſchen Beamten⸗Vereins. 
29 S er, Landdroſt, Vorſitzender. Boſſe, Regierungs⸗ 
ath, vertreter des Vorſitzenden. Broockmann, Ned: 


| Fürſtenthum Reuß jüngerer Linie. 
| Miniſterial⸗Bekanntmachung, das Uebereinkommen mit der Kö⸗ 
niglich Preußiſchen Regierung wegen gegenſeitiger Durchführung 
| der Schulpflicht betreffend. Vom 21. Juni 1876. 
| Mit der Königlich Preußiſchen Regierung iſt eine Verein: 
barung dahin getroffen worden, daß die dem Königreiche Preu⸗ 
| ßen angehörenden Kinder, welche fih im Fürſtenthume Reuß 
jüngerer Linie aufhalten, und die dem Fürſtenthume Reuß jün⸗ 


27 Kor. Sachſen: Benachrichtig. v. Rechtsſtreitigk. geg. Studir. ic. V. 6. Okt. 1876. 
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gerer Linie angehörenden Kinder, welche ſich im Königreiche 
Preußen aufhalten, nach Maßgabe der im Lande des Aufent⸗ 
haltes beſtehenden Geſetze wie Staatsangehörige zum Beſuche 
der Schule herangezogen werden ſollen, daß dieſe Nöthigung 
zum Beſuche der Schule ſich nicht nur auf die eigentliche Ele⸗ 
mentarſchule, ſondern, wo daneben eine ſogenannte Sonntags⸗ 
oder Fortbildungsſchule mit obligatoriſchem Charakter beſteht, 
auch auf dieſe ſich erſtreckt, daß aber Kinder, welche der Schul⸗ 
pflicht, wie ſie nach der Geſetzgebung ihrer Heimath normirt iſt, 
vollſtändige Genüge geleiſtet haben und durch ein von der zu⸗ 
ſtändigen heimiſchen Schulbehörde (nämlich in Preußen von dem 
Lehrer und dem Lokalſchulinſpektor oder dem Vorſitzenden des 
Schulvorſtandes gemeinſchaftlich, in Reuß jüngerer Linie von 
dem Schulvorſtande der betreffenden Gemeinde) ausgeſtelltes 
Zeugniß ſich hierüber ausweiſen, vom ferneren Schulbeſuche zu 
entbinden ſind, auch wenn das am Orte ihres Aufenthaltes 
geltende Geſetz eine größere Ausdehnung des obligatoriſchen 
Unterrichtes vorſchreibt. 
Die Schulbehörden des Fürſtenthumes haben in vorkom⸗ 
menden Fällen ſich hiernach zu achten. 
Gera, den 21. Juni 1876 
Fürſtliches Miniſterium. 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulangelegenheiten. 
v. Harbou. 
Semmel. 


Miniſterial⸗Bekanntmachung, das Uebereinkommen mit der König⸗ 
lich Süchſiſchen Regierung wegen gegenſeitiger Durchführung der 


Schulpflicht betreffend. Vom 6. Oktober 1876. 

Mit der Königlich Sächſiſchen Regierung iſt ein Ueberein⸗ 
kommen dahin getroffen worden, daß die mit der Königlich 
Preußiſchen Regierung wegen gegenſeitiger Durchführung der 
Schulpflicht vereinbarten Grundſätze (ſ. unſere Bekanntſchaft vom 
21. Juni d. J., Amtsblatt S. 173) auch auf diejenigen Kinder, 
welche dem Königreiche Sachſen angehören, aber im Fürſten⸗ 
thume Reuß j. L. ſich aufhalten, oder welche dem Fürſtenthume 
Reuß j. L. angehören, aber im Königreiche Sachſen ſich aufhal⸗ 
ten, Anwendung finden ſollen. 


Wir veranlaſſen die Schulbehörden des Fürſtenthumes, ſich 


in vorkommenden Fällen hiernach zu achten, und bemerken, daß 
im Königreiche Sachſen für Ausſtellung der vorgeſehenen Zeug⸗ 
niſſe über die Erfüllung der Schulpflicht der Lehrer in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Lokalſchulinſpektor bezw. mit dem Schuldirektor 
als Lokalſchulinſpektor zuſtändig iſt. 
Gera, am 6. Oktober 1876. 
Fürſtliches Miniſterium. 
Abtheilung für Kirchen- und Schulangelegenheiten. 
v. Harbou. 
Semmel. 


Königreich Sachſen. 

Verordnung, Benachrichtigung von den gegen Studirende und 
Schüler höherer Lehranſtalten anhängigen bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
tigkeiten, Straf- und Polizeiſachen betreffend. 

Vom 28. Oktober 1876. 

In Ausdehnung der Vorſchriften im Schlußſatze des §. 22 
der Verordnung vom 28. März 1835 (S. 220 des Geſetz⸗ und 
Verordnungsblattes vom Jahre 1835) und in §. 4, Abſ. 1 der 
Verordnung vom 13. September 1856 (Seite 324 des Geſetz⸗ 
und Verordnungsblattes vom Jahre 1856) wird verordnet, 
was folgt: f 


Von jeder bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit und von jeder 
Strafſache, welche gegen eine Perſon anhängig wird, die einer 
der in der Anlage O verzeichneten Bildungsanſtalten als Stu⸗ 
dirender oder Schüler angehört, ſowie, was die Strafſachen an⸗ 
langt, von deren Ausgange, hat das Gericht, in bezirksgericht⸗ 
lichen Strafſachen, in denen eine Vorunterſuchung ſtattfindet, 
der Unterſuchungsrichter, die Direktion der betreffenden Anſtalt, 
beziehentlich das Univerſitätsgericht zu Leipzig zu benachrichtigen. 

Nicht minder iſt von jeder zum Zwecke gerichtspolizeilicher 
Vorerörterungen oder aus ſonſtigen polizeilichen Gründen ver⸗ 
fügten Verhaftung eines Studirenden oder eines Schülers der 
bezeichneten Anſtalten, ſowie von jeder nach $. 5 des Geſetzes, 
das Verfahren in Verwaltungsſtrafſachen betreffend, vom 22. 
April 1873 (S. 291 fg. des Geſetz- und Verordnungsblattes 
vom Jahre 1873) gegen eine ſolche Perſon erlaſſenen vorläufi⸗ 
gen Strafverfügung die Direktion der betreffenden Anſtalt, be⸗ 
ziehentlich das Univerſitätsgericht zu Leipzig, von der Behörde 
in Kenntniß zu ſetzen, von welcher oder von deren Organen die 
Maßregel verfügt worden iſt. 

Dresden, am 28. Oktober 1876. 

Die Miniſterien des Innern und der Juſtiz. 
v. Noſtiz-Wallwitz. Abeken. 
Roſenberg. 


O 
Die Univerſität zu Leipzig. 
Das Polytechnikum zu Dresden. 
Die Bergakademie zu Freiberg. 
Die Forſtakademie zu Tharandt. 
Die Kunſtakademien zu Dresden und Leipzig. 
Die Gymnaſien. 
Die Realſchulen. 
Die Lehrer: und Lehrerinnen⸗Seminare. 
Die Kunſtgewerbeſchule zu Dresden. 
Die Thierarzneiſchule zu Dresden. 
Die höhere Gewerbeſchule zu Chemnitz. 
Die Werkmeiſterſchule zu Chemnitz. 
Die Baugewerkenſchulen zu Dresden, Leipzig, Zittau, Chem⸗ 
nitz und Plauen. 


Bekanntmachung, eine Vereinbarung mit den nachbenaunten Staa ⸗ 


ten wegen e Durchführung der Schulpflicht betreffen d. 


om 29. November 1876. 

Nachdem zwiſchen der dieſſeitigen Regierung und den Re⸗ 
gierungen von Baden, Mecklenburg-Schwerin, Meck⸗ 
lenburg- Strelig, Oldenburg, Sachſen-Meiningen, 
Sachſen-Altenburg, Sachſen-Koburg-Gotha, Anhalt, 
Schwarzburg-Rudolſtadt, Schwarzburg-Sondershau— 
ſen, Reuß ä. L., Reuß j. L., Schaumburg-Lippe, Lippe, 


ſowie der Verwaltung von Elſaß-⸗Lothringen und den Se: 


naten von Lübeck und Bremen wegen gegenſeitiger Durch⸗ 
führung der Schulpflicht durch Austauſch von Erklärungen rück— 
ſichtlich der den genannten Staaten angehörenden Kinder, welche 
ſich im Königreiche Sachſen aufhalten und rückſichtlich der dem 
Königreiche Sachſen angehörenden Kinder, welche ſich in jenen 
Staaten aufhalten, eine mit dem durch Bekanntmachung vom 
28. Auguſt dieſes Jahres (Deutſche Schulgeſetz- Sammlung, 
Jahrgang 1876 Nummer 49) publizirten Abkommen mit 
der Königlich Preußiſchen Staatsregierung wörtlich gleichlau⸗ 
tende Vereinbarung getroffen worden iſt, ſo wird Solches mit 
Allerhöchſter Genehmigung und mit dem Bemerken zur Nach⸗ 
achtung bekannt gemacht, daß zur Ausſtellung von Zeugniſſen 
über die Erfüllung der Schulpflicht die folgenden Stellen: 
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im Großherzogthume Baden: 
die Schulkommiſſionen und in Gemeinden, in denen 
ſolche nicht beſtehen, die Gemeinderäthe; 
im Großherzogthume Mecklenburg-Schwerin: 
in der Stadt Roſtock die Elementarſchul⸗Kommiſſion, in 
der Stadt Wismar die Schulkommiſſion, in den ande⸗ 
ren Städten und den Flecken Doberan, Dargun, Daſ⸗ 
ſow der Schulvorſtand, in den Flecken Lübtheen und 
Zarrentin die Ortsſchulbehörde, in der Ortſchaft Neu⸗ 
kloſter der Direktor des dortigen Lehrerſeminares, auf 
dem Lande die zuſtändigen Prediger als Ortsſchulin⸗ 
ſpektoren; 
im Großherzogthume Mecklenburg-Strelitz: 
in den Städten und im Flecken Mirow die Direktoren 
bez. Rektoren, im Flecken Feldberg der erſte Lehrer, auf 
dem platten Lande die Paſtoren; 
im Großherzogthume Oldenburg: 
der Lehrer mit dem Lokalſchulinſpektor oder dem Vor⸗ 
ſitzenden des Schulvorſtandes gemeinſchaftlich; 
im Herzogthume Sachſen-Meiningen: 
der Lehrer mit dem Ortsſchulinſpektor oder in Behinde- 
rung des Letzteren mit dem Vorſitzenden des Schulvor⸗ 
ſtandes gemeinſchaftlich; 
im Herzogthume Sachſen-Altenburg: 
bis auf Weiteres die Schulinſpektionen; 
im Herzogthume Sachſen-Koburg-Gotha: 
an denjenigen Schulen, denen ein Direktor oder Rektor 
vorſteht, dieſer, an den übrigen Schulen aber der Schul⸗ 
vorſtand; 
im Herzogthume Anhalt: 
die Ortsſchulinſpektoren bez. Schuldirigenten und derje⸗ 
nige Klaſſenlehrer, welcher den entlaſſenen Schüler zu⸗ 
letzt unterrichtet hat, gemeinſchaftlich; 
im Fürſtenthume Schwarzburg-Rudolſtadt: 
der mit der Lokalaufſicht beauftragte Geiſtliche der be⸗ 
treffenden Parochie; 
im Fürſtenthume Schwarzburg-Sondershauſen: 
der Lehrer mit dem Lokalſchulinſpektor gemeinſchaftlich; 
im Fürſtenthume Reuß ä. L.: 
der Lokalſchulinſpektor; 
im Fürſtenthume Reuß j. L.: 
der Schulvorſtand; 
im Fürſtenthume Schaumburg-Lippe: 
der Schulvorſtand und Namens deſſelben der Lokalſchul⸗ 
inſpektor; 
im Furſtenthume Lippe: 
ber THREE mi dem Schulinspektor gemeinfhaftlich; 
die Bürgermeifter; F 


in der freien St übeck: 
der Schulrath adt Lübeck: 


und 
in der freien Stadt Bremen: 
das mit der Spezialinſpektion der betreffenden Schule 
5 beauftragte Senatsmitglied 
erechtigt find. 
Dresden, den 29. November 1876. 
inifterium des Kultus und öffentlichen Unterrichtes. 
Dr. v. Gerber. 
Götz. 


Bekanntmachung, eine Abänderung der Beilage A. zum nachbe⸗ 
zeichneten Rezeß vom 10. Mai 1860, über die vom Dorfe Sachs⸗ 
witz zu leiſtenden Parochial⸗ und Sculanlagen betreffend. 
Vom 20. November 1876. 

Nach der Beilage A zum Rezeſſe vom 10. Mai 1860, die 
kirchlichen und Schulverhältniſſe derjenigen Parochieen betreffend, 
zu welchen Königlich Sächſiſche Unterthanen und Unterthanen 
des Fürſtenthumes Reuß älterer Linie gehören (Seite 181 fg. 
des Geſetz- und Verordnungsblattes vom Jahre 1860), hat zus 
folge der Beſtimmung unter I, 1 das Fürſtlich Reußiſche Dorf 
Sachswitz (einſchließlich des zu dieſem Orte gehörigen, unter 
Königlich Sächſiſcher Hoheit gelegenen Bauergutes) zu den Pa⸗ 
rochial⸗ und Schulanlagen der Parochie Elſterberg ein Drei- 
ßigtheil beizutragen. 

Auf Antrag der betheiligten Gemeinden ſind wegen Ab⸗ 
änderung dieſer Beitragsquote durch, von beiden Regierungen 
beſtellte Kommiſſare Verhandlungen gepflogen worden, in de⸗ 
ren Verfolg ſich die zum Kirchen- und Schulbezirke von Elſter⸗ 
berg gehörigen Gemeinden dahin geeinigt haben, daß 

das Fürſtlich Reußiſche Dorf Sachswitz (einſchließlich des 
zu dieſem Orte gehörigen, unter Königlich Sächſiſcher Ho⸗ 
heit ſtehenden Bauergutes) vom J. Januar 1876 ab zu 
je 100 Mark desjenigen Bedarfes, welcher in den zum 
Schulverbande von Elſterberg ſtehenden Gemeinden durch 
Schulanlagen aufzubringen iſt, 6 Mark 25 Pfennige und 
zu je 100 Mark derjenigen Kirchenanlagen, welche nach 
Abzug der von dem Reußiſchen Dorfe Görſchnitz zu lei⸗ 
ſtenden Quote in der Parochie Elſterberg aufzubringen ſind, 
3 Mark beizutragen hat, jedoch dabei den betheiligten 
Gemeinden nachgelaſſen iſt, in Zeitabſchnitten von nicht 
unter 6 Jahren auf eine Reviſion der nach der Kopf: 
zahl zu entrichtenden Anlagenhälfte anzutragen. 

Nachdem zu dieſem Abkommen vom unterzeichneten Mini⸗ 
ſterium im Einverſtändniſſe mit dem evangeliſch⸗lutheriſchen Lan⸗ 
deskonſiſtorium, ebenſo wie von der Fürſtlich Reuß⸗Plauiſchen 
Landesregierung zu Greiz auf Grund $. 17 des obengedachten 
Rezeſſes die erforderliche Genehmigung mit der Wirkung ertheilt 
worden iſt, daß dieſer anderweiten Vereinbarung unter Aufhe⸗ 
bung der Beſtimmung unter I, 1 der Beilage A allenthalben 
nachgegangen werden ſoll, ſo wird Solches mit Allerhöchſter 
und Höchſter Genehmigung für Alle, die es angeht, hiermit be⸗ 
kannt gemacht. 

Dresden, den 20. November 1876. 

Miniſterium des Kultus und öffentlichen Unterrichtes. 

Dr. v. Gerber. 
Götz. 


Kaiſerthum Oeſterreich. 
Erlaß des Miniſters für Kultus und Unterricht vom 27. Novem⸗ 
ber 1876, Z. 18,740, an ſämmtliche Landesſchulbehörden, betref⸗ 
fend einzelne Beſtimmungen über das Probejahr der Kandidaten 
des Lehramtes an Mittelſchulen. 

Die Erfahrungen über die praktiſche Ausbildung der Lehr⸗ 
amts⸗Kandidaten, welche das Probejahr nach Vorſchrift durch⸗ 
gemacht haben, leiten dahin, die Beſtimmungen über daſſelbe 
in der Weiſe weiterzubilden, daß die Kandidaten wirklich nur 
allmählich in das Lehramt eingeführt werden, und daß ſie 
die erforderliche unmittelbare und fachmänniſche Leitung an der 
Anſtalt auch thatſächlich genießen. 

Zu dieſem Behufe erachte ich Folgendes als Richtſchnur 
für die Zukunft zu beſtimmen: 
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Anzeigen. 


a) Der Probekandidat wird an einer Lehranftalt, welche 


gleichartig iſt mit derjenigen, für welche er die wiſſenſchaftliche 
Lehrbefähigung beſitzt, unter die beſondere fachmänniſche Leitung 
eines Profeſſors geſtellt. Einem und demſelben Profeſſor dür⸗ 
fen zu gleicher Zeit höchſtens drei Kandidaten zugewieſen fein. 

b) Im erſten Semeſter des Probejahres wohnt der Kan⸗ 
didat anfänglich zwei bis drei Monate dem Unterrichte des ihn 
leitenden Profeſſors nach Thunlichkeit auch dem anderer hoſpiti⸗ 
rend bei, und hat ſich ſpäter unter deſſen Aufſicht im Unterrich⸗ 
ten ſelbſt zu verſuchen und zwar in ſo viel Klaſſen als möglich; 


erſt im folgenden Semeſter übernimmt er mit den ihm zukom⸗ 


menden Pflichten und Rechten den Fachunterricht ſelbſtſtändig 
nach dem vorgeſchriebenen geringen Ausmaße. 

c) Die ſich darbietenden Erſcheinungen des Schullebens, 
das in den Lehrſtunden Behandelte, ſowie das demnächſt Vor⸗ 
zunehmende, die methodiſche Behandlung der einzelnen Abſchnitte 
des Gegenſtandes mit Rückſicht auf die Lehrſtufe, die dem Lehr: 
plane und der Unterrichtszeit angemeſſene Vertheilung des ge⸗ 
ſammten Lehrpenſums, die Schulliteratur des Gegenſtandes, 
beachtenswerthe, pädagogiſch⸗didaktiſche Abhandlungen und der⸗ 
gleichen zur Sache Gehöriges, bildet außerhalb der Schulzeit 
in beiden Semeſtern den Gegenſtand theils gelegentlicher, theils 
regelmäßiger (etwa wöchentlicher) Beſprechungen zwiſchen 
Profeſſor und Kandidat, nach Umſtänden auch den Stoff zu 
ſchriftlichen Elaboraten. 

d) Der mit der Einführung eines Kandidaten in das Lehr⸗ 
amt betraute Profeſſor hat nach Schluß des Probejahres über 
ſeine und des Kandidaten Thätigkeit dem Landesſchulrathe ein⸗ 
gehend zu berichten. Dieſer Bericht wird dem Miniſterium für 
Kultus und Unterricht vorgelegt. 

Das Urtheil des Profeſſors über die Verwendung ſowie 
über den Grad der Ausbildung des Kandidaten iſt in dem Zeug⸗ 
niſſe zu berückſichtigen, welches gemäß der Prüfungsvorſchrift 
dem Kandidaten vom Direktor und vom Ordinarius ausgeſtellt 
und mit den Schlußakten dem Landesſchulrathe vorgelegt wird. 

Durch die hier bezeichnete Mitwirkung des Fachmannes fol- 
len die Pflichten und Befugniſſe des Ordinarius grundſätzlich 
nicht geſchmälert werden, wenn ſie ſich auch thatſächlich von 
ſelbſt ermäßigen. Insbeſondere wird auch der Direktor aus 
eigener Anſchauung die ſpezielle Unterweiſung der Kandidaten 
kennen lernen und ſich von dem geregelten Vorgehen Ueberzeu⸗ 
gung verſchaffen. Ebenſo erwarte ich von dem gegenſtändlichen 
Intereſſe des Landes⸗Schulinſpektors, daß er durch unmittelbare 
Einwirkung die Sache fördere. 

In Betreff der Ausführung füge ich Folgendes bei: 

Raßgebend für die Wahl der Anſtalt iſt das Bedürfniß 
des Kandidaten nach Ausbildung und nicht das Bedürfniß der 
Anſtalt nach Aushilfe im Unterrichte. 

Zu den Bedingungen eines günſtigen Erfolges der beab⸗ 
ſichtigten Maßnahme gehört auch die volle Bereitwilligkeit der 
in Anſpruch zu nehmenden Profeſſoren, und ich nehme an, daß 
im Allgemeinen jeder für den bezeichneten Zweck auserſehene 
Profeſſor ſeine Dienſte gern zur Verfügung ſtellen werde, wo⸗ 
fern nicht die triftigſten Gründe ihn davon abhalten. Selbſt⸗ 
verſtändlich werde ich ſolche Dienſte jederzeit gebührend aner⸗ 
kennen, nach Umſtänden auch remuneriren, und der k. k. Lan⸗ 
desſchulrath wird bei Vorlage des bezüglichen Thätigkeitsberich⸗ 
tes einen Antrag zu ſtellen in der Lage ſein. 


Um gleich anfänglich die nöthige Ueberſicht über das Vor: 
handenſein der zahlreichen Vorausſetzungen zu gewinnen, an 
welche die beſprochene Maßnahme geknüpft iſt und um dieſe 
überall in gleichem Sinne zu verwirklichen, behalte ich mir we⸗ 
nigſtens für die nächſte Zeit die Beſtimmung der Profeſſoren 
vor, denen die Ausbildung von Kandidaten anvertraut werden 
ſoll. Zu dieſem Zwecke wird es genügen, daß der betreffende 
Landes ⸗Schulinſpektor erſt bei gegebenem Anlaſſe, ſobald ein 
Geſuch um Zulaſſung zur Ablegung des Probejahres vorliegt, 
dem Miniſterium für Kultus und Unterricht in einem unmittel⸗ 
baren Berichte einen Vorſchlag erſtatte. 

Geleitet von dem Wunſche, das ordnungsmäßige Durch⸗ 
machen des Probejahres auch von materieller Seite zu erleich⸗ 
tern, bin ich bereit, Kandidaten, welche ſonſt aus Subſiſtenz⸗ 
gründen zu vorzeitiger Annahme von Supplentenſtellen genö⸗ 
thigt wären, Unterſtützung in demſelben Maße wie gegenwär⸗ 
tig vielen Lehramtskandidaten zu gewähren. 
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Die „Deutſche Schulzeitung“, 
Central⸗Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 
Fr. Eduard Keller, 
enthält in Nr. 1: Amtliches. Leitartikel: Die paritätiſche Schule. 
Korrespondenzen: Berlin (Unterrichtsgeſetz. Beitritt zur Allg. Wittwen⸗ 
Verpflegungsanſtalt. Etat. Dienſtalter der Volksſchullehrer. Wittwen⸗ und 
Waiſenkaſſen. Schutz nützlicher Vögel. Leſebücher. Perſonalien); Aus der 
Prov. Preußen (Gehälter der Volksſchullehrer. Taubſtumme. Gmmnaſium. 
Höhere Töchterſchule. Schulbauten. Bazar. Lehrerinnen. Prüfungen. Prä⸗ 
paranden. Emeriten. Sterbekaſſenverein); Aus der Prov. Poſen (Der Unter⸗ 
richt in den poluiſch⸗kath. Schulen. Lehrkurſe in der utraquiſtiſchen Lehrme⸗ 
thode); Breslau (Generalkonferenz der kath. Lehrer. Aufruf an die Lehrer höh. 
Lehranſtalten); Goldberg (Die hieſ. einſt ſo berühmte Schule); Mettmann (Vom 
Seminar); Aus Mecklenburg (Aberglaube und Lehrer); Dresden (Sächſiſcher 
Peſtalozziverein. Jubelfeier der Freiſchule); Fulda (Gehaltsverbeſſerung); Al⸗ 
tenburg (Die Schule betreffende Geſetzvorlagen); Greiz (Das Volksſchulgeſetz); 
Braunſchweig (Verhandlungen über die Stadtſchuldirektorſtelle). Berliner 


Nachrichten. Vermiſchtes: Sagan. Das ruſſiſche Schulweſen. Tod⸗ 
tenſchau: Dr. m. Dinter. J. K. G. Schütt. Vakante Lehrerſtel⸗ 
len. Anzeigen. 


Bei E. Bichteler & Co., Hofbuchhandlung in Berlin, Königgrätzer 
ſtraße 30, ſind erſchienen und direkt, ſowie durch alle Buchhandlungen zu 
beziehen: 

Rücker's deutſcher Lehrerkalender für 1877. Eleg. geb. mit Lein⸗ 
wandtaſche und einer Eiſeubahnkarte von Deutſchland. Preis 1,20 Mark. 
en Dr., Examen ⸗ Katechismus. Heft I. Das poſitive 
iſſen in der Religion. Preis 2,25 Mark. 5 II. Das po⸗ 

nur in der deutſchen Sprache und Literatur. a 
3, ark. 2 


jeder Art kann aus voller Ueberzeugung die 
Kranken Anwendung des 7 bewährten, in 


Dr. Airy’s Naturheilmethode beſchriebenen Heilverfahrens 


empfohlen werden. Dieſes jetzt in 68. Auflage erſchienene 500 Seiten 
ſtarke Buch koſtet nur 1 Mark und iſt durch jede Buchhandkung oder 


direkt von Richter's Verlags⸗Aunſtalt in Leipzig zu beziehen. [3 


Durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Er. Eduard Keller, 
Geſchichte des Preuß. Voltsſchulweſens. 


Svo. IV. und 503 Seiten. Preis 8 Mark. 
Berlin, Verlag von Robert Oppenheim, 


Beſtellungen 
auf die „Deutſche Schulzeitung“ wie auf die „Deutſche 
Schulgeſetz⸗Sammlung“ werden noch bei allen Buch⸗ 
handlungen und Poſtanſtalten angenommen und die erſchie⸗ 
nenen Nummern reſp. Quartale auf Verlangen nachgeliefert. 
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Für die Redaktion verantwortlich: Fr. Eduard Keller. — Kommiſſions Verlag von Robert Oppenheim in Berlin W. Karlsbad 6. 
Druck von F. Striewing in Landsberg a. W. 


